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Schuldenstand des Bundes 


Der Bundesminister der Finanzen - VIII A2-Su- 3016 - 70/77 
- hat mit Schreiben vom 19. Oktober 1977 die Kleine Anfrage 
namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Zum klassischen Instrumentarium einer antizyklischen Finanz- 
politik, die an den Zielen des Stabilitäts- und Wachstumsgeset- 
zes orientiert ist, gehört nicht nur die Hinnahme von Finanzie- 
rungsdefiziten, die sich aus einer abgeschwächten Wirtschafts- 
entwicklung ergeben, sondern auch der Einsatz zusätzlicher 
öffentlicher Kreditaufnahmen zur Konjunkturstützung. Dem 
stärksten Konjunktureinbruch in der Geschichte der Bundes- 
republik im Jahre 1974 wurde zunächst durch die Auflösung der 
seit 1969 zur Erhaltung der Preisstabilität angesammelten Rück- 
lagen (rund IIV 2 Mrd. DM) und ihre Verwendung für die Kon- 
junkturprogramme der Jahre 1974 und 1975 entgegengewirkt. 
Diese Maßnahmen zur Konjunkturbelebung mit einem Gesamt- 
volumen von rund 17 Mrd, DM dienten der Stärkung der pri- 
vaten Nachfrage durch Steuerentlastungen, der Förderung pri- 
vater und öffentlicher Investitionen sowie zur Stabilisierung 
der Beschäftigung. Insbesondere 1975 wurde bei anhaltend 
hohen Ausgaben und nachlassender Steigerung des Steuerauf- 
kommens, die Ausdruck der „built in stabilizers'' ist, sowie 
massiver Steuerentlastungen im Zuge der Steuer- und Kinder- 
geldreform, deren Auswirkungen auf die öffentliche Hand sich 
allein in 1975 auf rund 15 Mrd. DM beliefen (davon Bund: 9 V 2 
Mrd. DM), eine Zunahme der öffentlichen Verschuldung um 
über 64 Mrd. DM notwendig. Auch die wachstumsfördernden 
und arbeitsplatzsichernden Maßnahmen des Jahres 1977 brin- 
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gen für den Finanzplanungszeitraum einen Verzicht der Steuer- 
einnahmen und damit eine Erhöhung der Nettokreditaufnah- 
men der Gebietskörperschaften in Milliarden-Höhe mit sich. 

Die aufgrund der konjunkturpolitischen Führungsrolle des Bun- 
des ergriffenen Maßnahmen spiegeln sich zahlenmäßig in der 
Entwicklung des Schuldenstands wider: Die Zunahme der Schul- 
den des Bundes im Zeitraum von 1974 bis 1977 ist doppelt so 
hoch wie die der Länder und Gemeinden. Daher erhöht sich ab 
1975 der Anteil des Bundes an den gesamten öffentlichen 
Schulden auf über 40 v. H., während er sich im vorangegange- 
nen Jahrzehnt auf durchschnittlich 37,5 v. H. belief. Gleichzeitig 
verschlechtert sich bei gegebener Umsatzsteuerverteilung auch 
die Deckungsquote (d. h. die aus Steuern und sonstigen Einnah- 
men finanzierten Ausgaben) des Bundes gegenüber Ländern 
und Gemeinden. Konnte diese gemäß Artikel 106 GG berech- 
nete Quote für das Jahr 1974 noch als ausgeglichen angesehen 
werden, nimmt die Deckungsquote des Bundes seitdem kon- 
tinuierlich bis in den Finanzplanungszeitraum hinein ab, wäh- 
rend sich die der Länder und Gemeinden im selben Zeitraum 
stetig verbessert. 

Im übrigen bewegt sich - bei allen methodischen Vorbehalten - 
die Verschuldung der Bundesrepublik verglichen mit anderen 
Industriestaaten im unteren Bereich. So lag in der Bundesrepu- 
blik der Anteil der gesamten öffentlichen Schulden am Brutto- 
sozialprodukt im Jahre 1976 bei 26 v. H., während sich diese 
Relation z. B. in den USA auf 53 v. H. und in Großbritannien 
sogar auf 65 v. H. belief. 


1. Wie hoch ist der Gesamtschuldenstand des Bundes (einschließ- 
lich Bundesbahn, Bundespost, andere Sondervermögen) zum 
30. September 1977, auf gegliedert nach Fälligkeiten und 
Schuldnern? (Die Angaben sollen die Bruttotilgungsverpflich- 
tungen in den einzelnen Jahren ab 1977 umfassen. Zu berück- 
sichtigen sind alle Darlehensarten wie Anleihen, Schuldschein- 
darlehen, Kassenobligationen, Sdiatzwechsel und Schatz- 
anweisungen, Schatzbriefe usw.). 

Der Schuldenstand des Bundes und seiner Sondervermögen 
betrug nach vorläufiger Feststellung am 30. September 1977: 



Bund 

Bundes- 

bahn 

Bundes- 

post 

Lasten- 

aus- 

gleichs- 

fonds 

ERP- 

Sonder- 

vermögen 

davon werden 
fällig in 1977 
(1. Oktober bis 

140,0 

30,9 

(in Mrd. DM) 

36,3 3,4 

1,7 

31. Dezember) 

2,3 

0,5 

0,9 

0,4 

0,1 

in 1978 

17,3 

2,9 

4,5 

1,0 

0,4 

in 1979 

19,8 

3,1 

4,3 

0,5 

0,2 

in 1980 

18,2 

3,3 

4,8 

0,2 

0,1 

in 1981 

19,9 

4,2 

4,6 

0,0 

0,2 
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Der Schuldenstand der Bundesländer betrug am 30. Juni 1977 

106.4 Mrd. DM, davon 77,4 Mrd. DM aus Kreditmarktmittein. 

Der Schuldenstand der Gemeinden betrug am 30. Juni 1977 

82.4 Mrd. DM, davon 74,4 Mrd. aus Kreditmarktmitteln. Die 
Laufzeiten der Kredite betragen überwiegend zehn Jahre und 
länger. 


2. Wie hoch war die Bruttokreditaufnahme des Bundes und 
seiner verschiedenen Sondervermögen in der Zeit vom 
1. Januar 1977 bis 30. September 1977 (in gleicher Weise 
gegliedert wie unter 1. angegeben)? 


Die kapitalmarktmäßige Bruttokreditaufnahme des Bundes ein- 
schließlich der Sondervermögen belief sich in der Zeit vom 
1. Januar bis 30. September 1977 auf: 



Bund 

Bundes- 

bahn 

Bundes- 

post 

Lasten- 

aus- 

gleichs- 

fonds 

ERP- 

Sonder- 

vermögen 




(in Mio DM) 



26 732 *] 

1 4 087 

466 

200 

150 

davon werden 
fällig 
in 1978 

981 





in 1979 

2 025 

6 

— 

— 

— 

in 1980 

2 042 

300 

— 

— 

20 

in 1981 

3 158 

10 

— 



. 30 


*) Haushaltsmäßig betrug die Bruttokreditaufnahme rund 29,0 
Mrd. DM. 


Die Bruttokreditaufnahme der Bundesländer an Kreditmarktmit- 
teln betrug in der Zeit vom 1. Januar 1977 bis zum 30. Juni 1977 
4134 Mio DM. 

Die Bruttokreditaufnahme der Gemeinden an Kreditmarktmit- 
teln betrug in der Zeit vom 1. Januar 1977 bis zum 30. Juni 1977 
3782 Mio DM. 


3. Wie hoch ist die noch im laufenden Jahr 1977 beabsichtigte 
Bruttokreditaufnahme (in gleicher Weise gegliedert wie 
unter 1. angegeben)? 

Die im Restjahr 1977 noch erforderlichen Kreditaufnahmen des 
Bundes und seiner Sondervermögen betragen voraussichtlich: 


Bund 

Bundes- 

bahn 

Bundes- Lasten- 
post aus- 

gleichs- 

fonds 

ERP- 

Sonder- 

vermögen 



(in Mio DM) 


7700 

1200 

1000 200 

200 
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Angaben über die Fälligkeiten der im letzten Quartal 1977 noch 
aufzunehmenden Kredite können deshalb nicht gemacht werden, 
weil die Finanzierung von der jeweiligen Lage auf dem Kapi- 
talmarkt und somit von den entsprechenden Kreditformen ab- 
hängt. 


4. Wie hoch sind die Zins- und Tilgungsverpflichtungen in den 
Jahren 1977 bis 1981, nach Jahresplanungen aufgegliedert, auf 
der Basis der Verschuldung zum 30, September 1977? 

Die Zins- und Tilgungsverpflichtungen des Bundes in den Jah- 
ren 1977 bis 1981 betragen nach dem Schuldenstand vom 30. 
September 1977 


1977 1978 1979 1980 1981 

(1. 10.-31. 12.77) 

(in Mrd. DM) 

Zinsen 2,0 8,8 8,1 6,8 6,5 

Tilgung 2,3 17,3 19,8 18,2 19,9 


5. Wie entwickelt sich die Schuldenaufnahme nach der mittel- 
fristigen Finanzplanung in den Jahren 1978 bis 1981: 

a) Bruttokreditaufnahme, 

b) Nettokreditaufnahme? 

Nach der Finanzplanung 1977 bis 1981 entwickelt sich die Kre- 
ditaufnahme des Bundes im Planungszeitraum wie folgt 

1978 1979 1980 1981 


a) Bruttokreditaufnahme 

b) Nettokreditaufnahme 


(in Mrd. DM) 

44,6 50,1 50,4 52,0 

27,5 26,9 25,7 24-6 


6. Wie wird sich der Schuldenstand des Bundes und seinei Son- 
dervermögen bei Verwirklichung des neuen Finanzplans und 
der Vorausrechnungen bei Bahn und Post bis 1981 entwickeln? 


Der Schuldenstand des Bundes und seiner Sondervermögen 
wird sich voraussichtlich wie folgt entwickeln: 



Bund 

Bundes- 

bahn 

Lasten- 

aus- 

gleichs- 

fonds 

ERP- 

Sonder- 

vermögen 


(in Mrd. DM) 



am 31. Dezember 1977 

145,4 

31,5 

3,2 

1,8 

am 31. Dezember 1978 

172,8 

33,0 

3,2 

2,5 

am 31. Dezember 1979 

196,7 

36,3 

3,7 

3,0 

am 31. Dezember 1980 

225,4 

39,6 

3,5 

3.4 

am 31. Dezember 1981 

250,0 

44,0 

3,5 

3,9 
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Für die Bundespost können z. Z. keine Angaben gemacht wer- 
den, da ein Finanzplan bis 1981 noch nicht vorliegt. Der Schul- 
denzugang beim ERP-Sondervermögen wurde für die Jahre 
1979 bis 1981 aus heutiger Sicht auf jährlich 400 bis 500 Mio DM 
geschätzt. 


7. Wie entwickeln bidi die Tilgungszahhingen bis zum Jahre 
1981 unter Berücksichtigung der weiteren Schuldenaufnahme 
in den Jahren bis 1981 nach der mittelfristigen Finanzplanung? 


Die Tilgungsbeträge des Bundes im Finanzplanungszeitraum 
belaufen sich voraussichtlich 


in 


1978 

1979 

1980 

1981 




(in Mrd. DM) 


auf 


17,1 

23,2 

24,7 

27,4 


8. Wie entwickeln sich die Zinszahlungen bis zum Jahre 1979 
unter Berücksichtigung der weiteren Schuldenaufnahme nach 
der mittelfristigen Finanzplanung? (Welchen Zinssatz hat die 
Bundesregierung ihren Berechnungen zugrundegelegt?) 

Nach der Finanzplanung 1977 bis 1981 entwickelt sich der Zin- 
sendienst im Finanzplanungszeitraum voraussichtlich wie folgt: 


1978 

1979 

1980 

1981 


(in Mrd. DM) 


10,1 

12,6 

14,4 

16,9 


Der Berechnung kann kein einheitlicher Zinssatz zugrundege- 
legt werden, weil je nach Zeitpunkt der Kreditaufnahme, Schul- 
denart und Laufzeit unterschiedliche Zinssätze anzuwenden 
sind. 


9. Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß ein mittelfristig 
zu hoher Bruttokreditbedarf in Widerspruch zu notenbank- 
politischen Zielsetzungen gerät, wenn in den nächsten Jahren 
bei einem Wiederanziehen der Konjunktur die Verteidigung 
des Geldwertes eine Politik der Geldmengenbegrenzung er- 
fordert? 


Diese Gefahr ist bei der von der Bundesregierung nach ein- 
gehender Beratung mit der Deutschen Bundesbank geplanten 
Höhe der Netto- und Bruttokreditaufnahmen nicht gegeben, 
weil diese sich nach den gesamtwirtschaftlichen Annahmen der 
Zielprojektion ohne Schwierigkeiten aus den laufenden Erspar- 
nissen insbesondere der privaten Haushalte und den wieder 
dem Markt zufließenden Tilgungen decken läßt. Auch bei einer 
stärkeren Konjunkturbelebung wird der mit den Beschlüssen 
der Bundesregierung zur Förderung von Wirtschaftswachstum 
und Beschäftigung verbundene Finanzierungsbedarf nach über- 
einstimmender Auffassung von Bundesregierung und Bundes- 
bank zu keinen Konflikten mit der Politik der Geldmengen- 
steuerung führen. 
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10. Wie sieht die Bundesregierung diese Gefahr insbesondere im 
Hinblick auf ihre in der Antwort vom 27. Oktober 1975 (Druck- 
sache 7/4225) auf Frage 10 getroffene Feststellung, wonach die 
damals gegebenen Zahlen belegen, „daß die Kreditaufnahme 
der öffentlichen Haushalte mittelfristig stark reduziert wird, so 
daß es nicht zu einer Überbeanspruchung der monetären 
Märkte kommt"? 

Die Bundesregierung sieht diese Gefahr auch nicht im Hinblick 
auf ihre in der Antwort vom 27. Oktober 1975 (Drucksache 
7/4225) auf Frage 10 getroffene Feststellung. Schon in der da- 
maligen Antwort hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, 
daß ein Widerspruch zwischen dem Kreditbedarf der öffent- 
lichen Haushalte und den stabilitätspolitischen Notwendigkei- 
ten nicht besteht, wenn der Kreditbedarf aus Ersparnissen 
gedeckt wird. Das wird auch bei dem geänderten Kreditbedarf 
der Fall sein. Defizite sind auch Mittel öffentlicher Finanzpoli- 
tik, die auf sich ändernde Gegebenheiten flexibel reagieren 
muß, ohne die mittelfristige Strategie aus dem Auge zu verlie- 
ren. Die für 1977 und die folgenden Jahre geplante Erhöhung 
der Nettokreditaufnahme des Bundes hat ihre Begründung 
gerade darin, daß andernfalls die volkswirtschaftlichen Produk- 
tivkräfte und die Ersparnisbildung nicht optimal nutzbar ge- 
macht würden. 
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